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Allgemeine Einkaufsbedingungen 

Stand: August 2024 

1 Geltungsbereich 

Die vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbedingungen 
("AEB") gelten für alle Geschäftsbeziehungen mit un-
seren Geschäftspartnern und Lieferanten ("Liefe-
rant"). Die AEB gelten nur, wenn der Lieferant Unter-
nehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person des öffent-
lichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sonder-
vermögen ist.  

Die AEB gelten insbesondere für Verträge über den 
Einkauf und/oder die Lieferung beweglicher Sachen, 
ohne Rücksicht darauf, ob der Lieferant die Sache 
selbst herstellt oder erzeugt oder bei Zulieferern ein-
kauft (§§ 433, 651 BGB), die Herstellung eines Wer-
kes (§ 631 BGB) oder die Erbringungen von Dienst-
leistungen (§ 611 BGB). Dabei meint „Waren“ be-
wegliche Sachen, Werke und Dienstleistungen im 
Sinne des Gesetzes. Sofern nichts anderes vereinbart 
ist, gelten diese AEB – in ihrer jeweils zum Zeitpunkt 
unserer Bestellung gültigen bzw. jedenfalls in der dem 
Lieferanten zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung – 
als Rahmenvereinbarung auch für alle künftigen Ge-
schäftsbeziehungen mit dem Lieferanten, ohne dass 
wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen müs-
sen. 

Diese AEB gelten ausschließlich. Abweichende, entge-
genstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäfts-
bedingungen des Lieferanten werden nur dann und in-
soweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung aus-
drücklich schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zu-
stimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispiels-
weise auch dann, wenn wir in Kenntnis der Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen des Lieferanten dessen 
Waren vorbehaltlos annehmen. 

Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen 
mit dem Lieferanten (einschließlich Nebenabreden, Er-
gänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall Vor-
rang vor diesen AEB. Für den Inhalt derartiger Verein-
barungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein 
schriftlicher Vertrag bzw. unsere schriftliche Bestäti-
gung maßgebend.  

Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften ha-
ben nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne eine der-
artige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vor-
schriften, soweit sie in diesen AEB nicht unmittelbar 
abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen wer-
den. 

2 Angebot und Vertragsschluss 

Unsere Bestellung gilt frühestens mit Abgabe oder Be-
stätigung in Schrift- oder Textform als verbindlich. Auf 
offensichtliche Irrtümer (z.B. Schreib- und Rechenfeh-
ler) und Unvollständigkeiten der Bestellung ein-
schließlich der Bestellunterlagen hat uns der Lieferant 
zum Zwecke der Korrektur bzw. Vervollständigung vor 
Annahme der Bestellung hinzuweisen; ansonsten gilt 
der Vertrag als nicht geschlossen.  

Der Lieferant ist gehalten, unsere Bestellung unver-
züglich schriftlich zu bestätigen. Eine verspätete An-
nahme gilt als neues Angebot und bedarf der An-
nahme durch uns. Abweichungen und Hinzufügungen 

in der Auftragsbestätigung durch den Lieferanten sind 
für uns nur verbindlich, wenn sie von uns schriftlich 
oder in Textform bestätigt wurden.  

3 Leistung und Lieferung 

Die Lieferung erfolgt an den in der Bestellung angege-
benen Bestimmungsort. Sofern im Einzelfall nicht et-
was anderes vereinbart ist, gilt der jeweilige Bestim-
mungsort daher auch als Erfüllungsort für die Liefe-
rung und für eine etwaige Nacherfüllung (Bring-
schuld). Soweit Handelsklauseln nach den Incoterms 
vereinbart sind, gelten für deren Anwendung und Aus-
legung die Incoterms 2020. 

Der Lieferant ist ohne unsere vorherige schriftliche 
Zustimmung nicht berechtigt, die von ihm geschuldete 
Leistung vollständig oder zu einem wesentlichen Teil 
durch Dritte (insbesondere Subunternehmer) erbrin-
gen zu lassen, ausgenommen davon sind mit dem Lie-
feranten verbundene Unternehmen („Verbundenes 
Unternehmen“ meint jedes Unternehmen, das direkt 
oder indirekt eine Partei kontrolliert, von einer Partei 
kontrolliert wird oder mit einer Partei gemeinsam un-
ter Kontrolle steht, jeweils vermittelt durch die Kon-
trolle der Geschäftsleitung oder Inhaberschaft von 
mehr als 50 % der Stimmrechte oder einer vergleich-
baren Beteiligung an einem Unternehmen); wir wer-
den die Zustimmung nicht ohne wichtigen Grund ver-
weigern. Auf Anfrage wird der Lieferant Unterlagen zur 
Verfügung stellen, die eine positive Plausibilitätskon-
trolle des Angebots des Subunternehmers dahinge-
hend zulassen, dass dieser die Vorschriften des Min-
destlohngesetzes und Arbeitnehmerentsendegesetzes 
beachtet. Der Lieferant trägt das Beschaffungsrisiko 
für seine Leistungen, wenn nicht im Einzelfall etwas 
anderes vereinbart ist (z.B. Beschränkung auf Vorrat). 

Der Lieferant ist zur Teilleistung nicht berechtigt, es 
sei denn, eine Teillieferung wurde ausdrücklich verein-
bart. Die Annahme einer nicht vereinbarten Teilliefe-
rung lässt unsere Rechte hinsichtlich der gesamten 
Lieferung unberührt, auch wenn dies bei der Annahme 
nicht ausdrücklich vorbehalten ist.  

Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferzeit 
(Liefertermin oder -frist) ist bindend. Lieferfristen 
rechnen sich ab dem Tage der Bestellung. Sofern die 
Lieferzeit in der Bestellung nicht angegeben und nicht 
anderweitig vereinbart wurde, hat die Lieferung inner-
halb von dreißig (30) Kalendertagen ab Vertrags-
schluss zu erfolgen. Der Lieferant ist verpflichtet, uns 
unverzüglich schriftlich zu informieren, wenn Um-
stände eintreten, oder erkennbar werden, wonach die 
Lieferzeit nicht eingehalten werden kann. Vorzeitige 
Lieferungen sind nur nach vorheriger Zustimmung 
durch uns in Schrift- oder Textform zulässig. 

Erbringt der Lieferant seine Leistung nicht oder nicht 
innerhalb der vereinbarten Lieferzeit oder kommt er in 
Verzug, so bestimmen sich unsere Rechte nach den 
gesetzlichen Vorschriften. Ziffer 3.6 bleibt hiervon un-
berührt. 

Ist der Lieferant in Verzug, können wir – neben wei-
tergehenden gesetzlichen Ansprüchen – pauschalier-
ten Ersatz unseres Verzugsschadens in Höhe von 
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0,25% des Nettopreises pro vollendetem Kalendertag 
verlangen, insgesamt jedoch nicht mehr als 5% des 
Nettopreises der verspätet gelieferten Ware. Uns 
bleibt der Nachweis vorbehalten, dass ein höherer 
Schaden entstanden ist. Dem Lieferanten bleibt der 
Nachweis vorbehalten, dass überhaupt kein oder nur 
ein wesentlich geringerer Schaden entstanden ist. 

4 Gefahrübergang und Abnahme; Annahme-
verzug 

Sofern nicht anderweitig vereinbart, geht die Gefahr 
des zufälligen Untergangs und der zufälligen Ver-
schlechterung der Ware mit Übergabe am Erfüllungs-
ort auf uns über. Soweit eine Abnahme gesetzlich vor-
gesehen oder vereinbart ist, ist diese für den Gefahr-
übergang maßgebend. Auch im Übrigen gelten bei ei-
ner Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des Werk-
vertragsrechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Ab-
nahme steht es gleich, wenn wir uns im Annahmever-
zug befinden. 

Für den Eintritt unseres Annahmeverzuges gelten die 
gesetzlichen Vorschriften. Der Lieferant muss uns 
seine Leistung aber auch dann ausdrücklich anbieten, 
wenn für eine Handlung oder Mitwirkung unsererseits 
eine bestimmte oder bestimmbare Kalenderzeit ver-
einbart ist. Geraten wir in Annahmeverzug, so kann 
der Lieferant nach den gesetzlichen Vorschriften Er-
satz seiner Mehraufwendungen verlangen. Betrifft der 
Vertrag eine vom Lieferanten herzustellende, unver-
tretbare Ware (Einzelanfertigung), so stehen dem Lie-
feranten weitergehende Rechte nur zu, wenn wir uns 
zur Mitwirkung verpflichtet und das Unterbleiben der 
Mitwirkung zu vertreten haben. 

5 Preise und Zahlungsbedingungen 

Der in der Bestellung angegebene Preis ist bindend. 
Alle in der Bestellung genannten Preise verstehen sich 
– falls nicht anders vereinbart – in EURO und als Net-
tobeträge ohne gesetzliche Umsatzsteuer. 

Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, 
schließt der Preis als Festpreis alle Leistungen und Ne-
benleistungen des Lieferanten (z.B. Montage, Einbau) 
sowie alle Nebenkosten (z.B. ordnungsgemäße Verpa-
ckung, Transportkosten einschließlich eventueller 
Transport- und Haftpflichtversicherung) ein. Soweit 
nach der ausdrücklich getroffenen Vereinbarung der 
Preis die Verpackung nicht einschließt und der Preis 
für die – nicht nur leihweise zur Verfügung gestellte – 
Verpackung nicht ausdrücklich bestimmt ist, ist diese 
zum nachweisbaren Selbstkostenpreis zu berechnen. 
Auf unser Verlangen hat der Lieferant die Verpackung 
auf seine Kosten zurückzunehmen.  

Der vereinbarte Preis ist – falls nicht anders vereinbart 
– innerhalb von dreißig (30) Kalendertagen ab voll-
ständiger Lieferung und Leistung (einschließlich einer 
ggf. vereinbarten Abnahme) sowie Zugang einer ord-
nungsgemäßen Rechnung zur Zahlung fällig. Bei 
Banküberweisung ist die Zahlung rechtzeitig erfolgt, 
wenn unser Überweisungsauftrag vor Ablauf der Zah-
lungsfrist bei unserer Bank eingeht; für Verzögerun-
gen durch die am Zahlungsvorgang beteiligten Banken 
sind wir nicht verantwortlich. 

Rechnungen und Lieferscheine müssen zumindest auf 
die entsprechende Bestellnummer bzw. den entspre-
chenden Bestellschein verweisen. Andernfalls 

behalten wir uns das Recht vor, die Rechnung zurück-
zuweisen und jegliche Verantwortung für die Einhal-
tung der Zahlungsfristen abzuweisen.  

Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Für den Zah-
lungsverzug gelten die gesetzlichen Vorschriften. 

Wir sind berechtigt, noch ausstehende Zahlungen nur 
gegen Sicherheitsleistung zu erbringen, wenn uns 
nach Abschluss des Vertrags Umstände bekannt wer-
den, welche die Kreditwürdigkeit des Lieferanten we-
sentlich zu mindern geeignet sind und durch welche 
die Leistungserbringung durch den Lieferanten aus 
dem jeweiligen Vertragsverhältnis (einschließlich aus 
anderen Einzelaufträgen, für die derselbe Rahmenver-
trag gilt) gefährdet wird.  

Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die 
Einrede des nicht erfüllten Vertrages stehen uns in ge-
setzlichem Umfang zu. Wir sind insbesondere berech-
tigt, fällige Zahlungen zurückzuhalten, solange uns 
noch Ansprüche aus unvollständigen oder mangelhaf-
ten Leistungen gegen den Lieferanten zustehen.  

Der Lieferant kann gegen uns ein Aufrechnungs- oder 
Zurückbehaltungsrecht nur wegen rechtskräftig fest-
gestellter oder unbestrittener Gegenforderungen gel-
tend machen. Der Lieferant ist nicht berechtigt, Zah-
lungen von uns zunächst auf etwaige ältere Schulden 
oder auf Kosten und Zinsen anzurechnen.  

6 Eigentumsvorbehalt 

An Abbildungen, Plänen, Zeichnungen, Berechnungen, 
Ausführungsanweisungen, Produktbeschreibungen 
und sonstigen Unterlagen behalten wir uns Eigen-
tums- und Urheberrechte vor. Derartige Unterlagen 
sind ausschließlich für die vertragliche Leistung zu 
verwenden und nach Erledigung des Vertrags an uns 
zurückzugeben. An Dritte dürfen derartige Unterlagen 
nur nach unserer vorherigen Zustimmung und nur 
zum Zweck der Erledigung des Vertrages weitergege-
ben werden. 

Die vorstehende Bestimmung gilt entsprechend für 
Stoffe und Materialien (z.B. Software, Fertig- und 
Halbfertigprodukte) sowie für Werkzeuge, Vorlagen, 
Muster und sonstige Gegenstände, die wir dem Liefe-
ranten zur Herstellung beistellen. Derartige Gegen-
stände sind – solange sie nicht verarbeitet werden – 
auf Kosten des Lieferanten gesondert zu verwahren 
und in angemessenem Umfang gegen Zerstörung und 
Verlust zu versichern. 

Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung 
(Weiterverarbeitung) von beigestellten Gegenständen 
durch den Lieferanten wird für uns vorgenommen. Das 
gleiche gilt bei Weiterverarbeitung der gelieferten 
Ware durch uns, so dass wir als Hersteller gelten und 
spätestens mit der Weiterverarbeitung nach Maßgabe 
der gesetzlichen Vorschriften Eigentum am Produkt 
erwerben. 

Die Übereignung der gelieferten Ware auf uns hat un-
bedingt und ohne Rücksicht auf die Zahlung des Prei-
ses zu erfolgen. Nehmen wir jedoch im Einzelfall ein 
durch die Zahlung des Preises bedingtes Angebot des 
Lieferanten auf Übereignung an, erlischt der Eigen-
tumsvorbehalt des Lieferanten spätestens mit Zah-
lung des Preises für die gelieferte Ware. Wir bleiben 
im ordnungsgemäßen Geschäftsgang auch vor Zah-
lung des Preises zur Weiterveräußerung der Ware 
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unter Vorausabtretung der hieraus entstehenden For-
derung ermächtigt (hilfsweise Geltung des einfachen 
und auf den Weiterverkauf verlängerten Eigentums-
vorbehalts). Ausgeschlossen sind damit jedenfalls alle 
sonstigen Formen des Eigentumsvorbehalts, insbe-
sondere der erweiterte, der weitergeleitete und der 
auf die Weiterverarbeitung verlängerte Eigentumsvor-
behalt. 

7 Nutzungsrechte und Rechte Dritter 

Arbeitsergebnisse sind alle bei der Durchführung des 
Vertrages entstandenen Ergebnisse, insbesondere 
Know-how, Erfindungen, Schutzrechte, urheberrecht-
lich geschützte Werke, Computerprogramme sowie 
Dokumentationen, Skizzen, Berichte, Entwürfe und 
sonstigen Unterlagen („Arbeitsergebnisse“). 

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, räumt uns 
der Lieferant an individuell für uns erstellten Arbeits-
ergebnissen ein unwiderrufliches, ausschließliches, 
räumlich, zeitlich sowie inhaltlich unbeschränktes 
Recht zur Nutzung der Arbeitsergebnisse ein, ein-
schließlich des Rechts zu deren Vervielfältigung, Ver-
breitung, Verwertung und Bearbeitung. Wir sind ohne 
Zustimmung des Lieferanten berechtigt, das Nut-
zungsrecht an Dritte zu übertragen oder Dritten ein-
fache Nutzungsrechte einzuräumen. Sofern an den Ar-
beitsergebnissen Eigentumsrechte begründet und 
übertragen werden können, räumt uns der Lieferant 
zum Zeitpunkt ihrer Entstehung das alleinige und un-
beschränkte Eigentum ein. Ziffer 6.4 gilt entspre-
chend. 

Soweit der Lieferant geistiges Eigentum des Lieferan-
ten, welches nicht speziell für uns entwickelt wurde 
(„Lieferanten-IP“), in die Arbeitsergebnisse mit ein-
bringt, behält der Lieferant alle Rechte, Rechtstitel 
und Ansprüche an der Lieferanten-IP. Sofern die Ar-
beitsergebnisse Lieferanten-IP enthalten, räumt uns 
der Lieferant hieran ein unwiderrufliches, nicht aus-
schließliches, räumlich, zeitlich sowie inhaltlich unbe-
schränktes Recht ein, einschließlich des Rechts zu de-
ren Vervielfältigung, Verbreitung, Verwertung und Be-
arbeitung. Wir sind ohne Zustimmung des Lieferanten 
berechtigt, das Nutzungsrecht an Dritte zu übertragen 
oder Dritten einfache Nutzungsrechte einzuräumen. 

Der Lieferant gewährleistet, dass die Arbeitsergeb-
nisse und die Ware frei von Rechten Dritter sind. Ma-
chen Dritte Ansprüche gegen uns wegen der Verlet-
zung ihrer (gewerblichen) Schutzrechte und Urheber-
rechte geltend, wird uns der Lieferant von allen An-
sprüchen freistellen, es sei denn die Verletzung der 
Rechte Dritter beruht nicht auf einem schuldhaften 
Verhalten des Lieferanten. Gesetzliche Ansprüche we-
gen Rechtsmängeln der an uns gelieferten Arbeitser-
gebnisse oder Waren bleiben hiervon unberührt. 

Produktmuster, Entwürfe, Unterlagen, Informationen 
und Daten („unsere Informationen“), die der Liefe-
rant von uns für die Leistungserbringung erhält, hat 
der Lieferant nach Leistungserbringung an uns unver-
züglich herauszugeben. Ein Zurückbehaltungsrecht 
kann der Lieferant nur bei unbestrittenen oder rechts-
kräftig festgestellten Forderungen geltend machen. 
Der Lieferant darf unsere Informationen, die wir ihm 
zur Verfügung gestellt haben, nur für die Erfüllung sei-
ner Leistungspflichten verwenden. 

8 Gewährleistung und Haftung  

Der Lieferant haftet für Sach- und Rechtsmängel der 
Ware (einschließlich Falsch- und Minderlieferung so-
wie unsachgemäßer Montage, mangelhafter Montage-
, Betriebs- oder Bedienungsanleitung), für Schäden 
infolge mangelhafter Verpackung und bei sonstigen 
Pflichtverletzungen des Lieferanten nach den gesetzli-
chen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes 
bestimmt ist.  

Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Liefe-
rant insbesondere dafür, dass die Ware bei Gefahr-
übergang auf uns die vereinbarte Beschaffenheit hat. 
Als Vereinbarung über die Beschaffenheit gelten je-
denfalls diejenigen Produktbeschreibungen, die – ins-
besondere durch Bezeichnung oder Bezugnahme in 
unserer Bestellung – Gegenstand des jeweiligen Ver-
trages sind oder in gleicher Weise wie diese AEB in den 
Vertrag einbezogen wurden. Es macht dabei keinen 
Unterschied, ob die Produktbeschreibung von uns, 
vom Lieferanten oder vom Hersteller stammt.  

Sofern nicht anderweitig vereinbart, müssen die Wa-
ren zur Zeit des Gefahrübergangs, auch wenn dies 
nicht ausdrücklich gefordert wird, alle nach dem aktu-
ellen Stand der Technik erforderlichen Eigenschaften, 
Bestandteile und Vorrichtungen aufweisen. 

Abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB stehen uns 
Mängelansprüche uneingeschränkt auch dann zu, 
wenn uns der Mangel bei Vertragsschluss infolge gro-
ber Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist. 

Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rüge-
pflicht gelten die gesetzlichen Vorschriften (§ 377 
HGB) mit folgender Maßgabe: Unsere Untersuchungs-
pflicht beschränkt sich auf Mängel, die bei unserer Wa-
reneingangskontrolle unter äußerlicher Begutachtung 
einschließlich der Lieferpapiere offen zu Tage treten 
(z.B. Transportbeschädigungen, Beschädigung der 
Verpackung, falsche oder mangelhafte Verpackung, 
falsche Lieferdokumentation, Falsch- und Minderliefe-
rung) oder bei unserer Qualitätskontrolle im Stichpro-
benverfahren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme 
vereinbart ist, besteht keine Untersuchungspflicht. 
Unsere Rügepflicht für später entdeckte Mängel bleibt 
unberührt. Unbeschadet unserer Untersuchungspflicht 
gilt unsere Rüge (Mängelanzeige) jedenfalls dann als 
unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie im Falle von of-
fenen Mängeln innerhalb von fünf (5) Kalendertagen 
ab Lieferung und bei verdeckten Mängeln innerhalb 
von vierzehn (14) Kalendertagen ab Entdeckung ab-
gesendet wird.  

Der Lieferant trägt im Rahmen seiner Verpflichtung 
zur Nacherfüllung die erforderlichen Aufwendungen 
für das Entfernen der mangelhaften und den Einbau 
oder das Anbringen der nachgebesserten oder gelie-
ferten mangelfreien Ware. Wir werden den Lieferanten 
rechtzeitig über die Aus- und Einbaumaßnahmen so-
wie die damit verbundenen erforderlichen Kosten in-
formieren. Sollte der Lieferant nicht innerhalb einer 
angemessenen Frist den Maßnahmen bzw. den Kosten 
widersprechen, gelten die Maßnahmen und die damit 
verbundenen Kosten als erforderlich; dem Lieferanten 
steht der Gegenbeweis zu. Wir können einen entspre-
chenden Vorschuss verlangen. 

Die zum Zwecke der Prüfung und Nacherfüllung vom 
Lieferanten aufgewendeten Kosten trägt dieser auch 
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dann, wenn sich herausstellt, dass tatsächlich kein 
Mangel vorlag. Unsere Schadensersatzhaftung bei un-
berechtigtem Mängelbeseitigungsverlangen bleibt un-
berührt; insoweit haften wir jedoch nur, wenn wir er-
kannt oder grob fahrlässig nicht erkannt haben, dass 
kein Mangel vorlag. 

Kommt der Lieferant seiner Verpflichtung zur Nacher-
füllung – nach unserer Wahl durch Beseitigung des 
Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer 
mangelfreien Ware (Ersatzlieferung) – innerhalb einer 
von uns gesetzten, angemessenen Frist nicht nach, so 
können wir den Mangel selbst beseitigen und vom Lie-
feranten Ersatz der hierfür erforderlichen Aufwendun-
gen bzw. einen entsprechenden Vorschuss verlangen.  

Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsman-
gel nach den gesetzlichen Vorschriften zur Minderung 
oder zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Außerdem 
haben wir nach den gesetzlichen Vorschriften An-
spruch auf Schadens- und Aufwendungsersatz. 

9 Lieferantenregress 

Unsere gesetzlich bestimmten Regressansprüche in-
nerhalb einer Lieferkette (Lieferantenregress) stehen 
uns neben den Mängelansprüchen uneingeschränkt 
zu. Wir sind insbesondere berechtigt, genau die Art 
der Nacherfüllung (Nachbesserung oder Ersatzliefe-
rung) vom Lieferanten zu verlangen, die wir unserem 
Kunden im Einzelfall schulden. Unser gesetzliches 
Recht zur Wahl der Art der Nacherfüllung wird dadurch 
nicht eingeschränkt. 

Bevor wir einen von unserem Kunden geltend ge-
machten Mangelanspruch einschließlich eines etwai-
gen Aufwendungsersatzanspruchs anerkennen oder 
erfüllen, werden wir den Lieferanten darüber unter 
kurzer Darstellung des Sachverhalts schriftlich oder in 
Textform informieren. Nimmt der Lieferant nicht in-
nerhalb einer angemessenen Frist hierzu Stellung und 
wird auch keine einvernehmliche Lösung herbeige-
führt, so gilt der von uns tatsächlich gewährte Mange-
lanspruch als unserem Kunden geschuldet; dem Lie-
feranten obliegt in diesem Fall der Gegenbeweis. 

10 Produkthaftung 

Ist der Lieferant für einen Produktschaden verantwort-
lich, hat er uns insoweit von Ansprüchen Dritter frei-
zustellen, als die Ursache in seinem Herrschafts- und 
Organisationsbereich gesetzt ist und er im Außenver-
hältnis selbst haftet. 

Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der 
Lieferant Aufwendungen zu erstatten, die sich aus 
oder im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme 
Dritter einschließlich von uns durchgeführter Rückruf-
aktionen ergeben, es sei denn der Rückruf erfolgte aus 
Kulanz. Über Inhalt und Umfang von Rückrufmaßnah-
men werden wir den Lieferanten – soweit möglich und 
zumutbar – unterrichten und ihm Gelegenheit zur 
Stellungnahme geben. Weitergehende gesetzliche An-
sprüche bleiben unberührt. 

Der Lieferant ist verpflichtet, eine Produkthaftpflicht-
versicherung in einer markt- und branchenüblichen 
Höhe abzuschließen und zu unterhalten. Nach schrift-
licher Aufforderung wird uns der Lieferant einen Nach-
weis über die Versicherungsdeckung übermitteln.  

11 Verjährung 

Die Verjährungsfrist für vertragliche Gewährleistungs-
ansprüche bei Sach- oder Rechtsmängeln beträgt drei 
(3) Jahre ab Ablieferung. Soweit eine Abnahme ver-
einbart ist, beginnt die Verjährung jeweils mit der Ab-
nahme. Aufwendungsersatzansprüche im Rahmen ei-
nes Lieferantenregresses verjähren abweichend von § 
445b Abs. 1 BGB ebenfalls nach drei (3) Jahren ab 
Ablieferung. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Ver-
jährungsvorschriften. 

Bei Ersatzlieferung und Mängelbeseitigung beginnt die 
Gewährleistungsfrist für ersetzte und nachgebesserte 
Ware oder Teile davon erneut, es sei denn, wir muss-
ten nach dem Verhalten des Lieferanten davon ausge-
hen, dass dieser sich nicht zu der Maßnahme verpflich-
tet sah, sondern die Ersatzlieferung oder Mängelbesei-
tigung nur aus Kulanzgründen oder ähnlichen Grün-
den vornahm. 

12 Geheimhaltung  

Die Parteien dürfen die bestehende Geschäftsbezie-
hung zueinander nur nach vorheriger schriftlicher Zu-
stimmung der Gegenseite gegenüber Dritten erwäh-
nen. Dies gilt insbesondere für Veröffentlichungen in 
sämtlichen Medien zu Zwecken der Öffentlichkeitsar-
beit oder Werbung. Die Parteien werden ihre Mitarbei-
ter auf diese Pflicht hinweisen. Eine schuldhafte Ver-
letzung dieser Pflicht durch einen Mitarbeiter einer der 
Parteien stellt gleichzeitig einen Verstoß gegen diese 
AEB dar. 

Die Parteien vereinbaren, Vertrauliche Informationen 
(i) streng vertraulich und sicher unter Verschluss zu 
halten, (ii) nur für den Vertragszweck zu verwenden, 
(iii) nicht zu kopieren oder anderweitig zu vervielfälti-
gen, es sei denn, dies ist für den Vertragszweck ver-
nünftigerweise erforderlich, (iv) nur Berechtigten Per-
sonen zugänglich zu machen und (v) gegen unbefug-
ten Zugriff durch Dritte zu sichern. Der Begriff „Ver-
trauliche Informationen“ bezeichnet alle Informa-
tionen, die von oder auf Veranlassung einer Partei 
oder ihrer Verbundenen Unternehmen („Informati-
onsgeber“) der anderen Partei („Informations-
empfänger“) oder ihren Verbundenen Unternehmen 
oder, sofern vom Informationsempfänger zur Entge-
gennahme solcher Informationen bestimmt, von ihm 
oder seinen Verbundenen Unternehmen beauftragten 
Auftragnehmern oder externen Beratern im Hinblick 
auf den Vertragszweck zugänglich gemacht werden, 
unabhängig davon, ob sie als „vertraulich“ gekenn-
zeichnet sind oder ob sie in mündlicher, visueller, 
elektronischer, schriftlicher oder anderer Form vorlie-
gen. Umfasst sind insbesondere technische, wissen-
schaftliche, Handels-, Forschungs-, Marketing-, Liefe-
ranten-, finanzielle, kommerzielle, rechtliche oder an-
dere Informationen, Know-how, Strategien, Erfindun-
gen, Ideen, Formeln, Prozesse, Daten (einschließlich 
Test- und Rohdaten), Softwarecode (Binär- und Quell-
code), Verfahrensabläufe, Rezepturen und Spezifika-
tionen sowie alle Notizen, Zusammenstellungen, Zu-
sammenfassungen, Memos oder andere Dokumente, 
die vom Informationsempfänger erstellt wurden und 
die besagte Informationen enthalten, widerspiegeln 
oder anderweitig von den zuvor genannten Informati-
onen abgeleitet sind. Umfasst sind ferner insbeson-
dere Informationen, die (i) als „Vertrauliche Informa-
tionen“, „vertraulich“, „geheim“ oder auf ähnliche 
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Weise die relevanten Informationen als Vertrauliche 
Informationen kennzeichnen oder (ii) aufgrund ihrer 
Natur oder der Umstände als Vertrauliche Informatio-
nen erkennbar sind. „Berechtigte Personen“ sind 
ausschließlich die gesetzlichen Vertreter, Organmit-
glieder und Mitarbeiter des Informationsempfängers 
und seiner Verbundenen Unternehmen sowie Auftrag-
nehmer oder externe Berater des Informationsemp-
fängers und seiner Verbundenen Unternehmen.  

Der Informationsempfänger ist verpflichtet, (i) den 
Zugang zu den Vertraulichen Informationen auf eine 
minimale Anzahl von Personen zu begrenzen, die die 
Vertraulichen Informationen für den Vertragszweck 
kennen müssen und die durch berufliche Schweige-
pflichten oder Vertraulichkeitsvereinbarungen gebun-
den sind, die nicht weniger streng als die Bedingungen 
dieser Vereinbarung sind, und (ii) dafür Sorge zu tra-
gen, dass diese Personen die Verpflichtungen aus die-
ser Geheimhaltungsvereinbarung befolgen, als wären 
sie selbst als Informationsempfänger Partei dieser 
Vereinbarung. Der Informationsempfänger haftet für 
jeden Verstoß der vorbenannten Personen gegen 
diese Vereinbarung wie für einen eigenen Verstoß.  

Die Geheimhaltungsverpflichtung des Informations-
empfängers gilt nicht für solche Vertraulichen Infor-
mationen, die (i) zur Zeit ihrer Übermittlung dem In-
formationsempfänger bekannt waren, (ii) nach ihrer 
Übermittlung dem Informationsempfänger von einem 
Dritten ohne Verstoß gegen eine Geheimhaltungsver-
pflichtung zugänglich gemacht worden sind, (iii) zur 
Zeit ihrer Übermittlung bereits allgemein bekannt wa-
ren oder ohne einen Verstoß des Informationsempfän-
gers gegen diese Geheimhaltungsverpflichtung allge-
mein bekannt werden oder (iv) von dem Informations-
empfänger unabhängig und ohne Rückgriff auf die 
Vertraulichen Informationen selbst entwickelt worden 
sind. In keinem Fall darf der Informationsempfänger 
bekannt geben, dass die Vertraulichen Informationen 
von dem Informationsgeber stammen, es sei denn, er 
ist hierzu gemäß dem nachstehenden Absatz 12.5  
verpflichtet. 

Der Informationsempfänger ist berechtigt, Vertrauli-
che Informationen des Informationsgebers offenzule-
gen, wenn und soweit eine solche Offenlegung (a) zur 
Erfüllung zwingender gesetzlicher Pflichten erforder-
lich ist oder der Durchsetzung, Ausübung oder Abwehr 
gerichtlich oder außergerichtlich geltend gemachter 
Ansprüche dient; (b) zur Erfüllung der Offenlegungs-
pflichten des Informationsempfängers aufgrund der 
Anordnung eines Gerichts oder aufgrund der Regel-
werke einer Börse, Behörde oder sonstigen staatlichen 
Einrichtung erforderlich ist; (c) gegenüber Rechtsan-
wälten oder Wirtschaftsprüfern/Steuerberatern des 
Informationsempfängers erfolgt, die die Vertraulichen 
Informationen kennen müssen, um ihre vertraglichen 
Verpflichtungen gegenüber dem Informationsempfän-
ger und/oder seinen Verbundenen Unternehmen zu 
erfüllen, und die durch berufliche Schweigepflichten 
oder Vertraulichkeitsvereinbarungen gebunden sind, 
die nicht weniger streng als die Bestimmungen dieser 
Vereinbarung sind und die auch die Vertraulichen In-
formationen des Informationsgebers schützen; (d) ge-
genüber Banken und Finanzinstituten erfolgt, die die 
Vertraulichen Informationen kennen müssen, um ihre 
vertraglichen Verpflichtungen gegenüber dem Infor-
mationsempfänger und/oder seinen Verbundenen Un-
ternehmen zu erfüllen, und die vertraglich oder auf 

andere rechtlich bindende Weise verpflichtet sind, die 
Vertraulichen Informationen des Informationsgebers 
geheim zu halten; oder (e) nach anwendbarem Recht 
zulässig ist. In den Fällen der vorstehenden Absätze 
(a) bis (d) wird der Informationsempfänger dennoch 
wirtschaftlich angemessene Anstrengungen unterneh-
men, um die Vertraulichkeit der Vertraulichen Infor-
mationen während einer solchen Offenlegung zu 
schützen. Im Fall von Absatz (b) muss der Informati-
onsempfänger den Informationsgeber, sofern und so-
weit rechtlich zulässig, rechtzeitig vor Offenlegung 
schriftlich hiervon benachrichtigen, damit dieser die 
Offenlegung durch eine einstweilige Verfügung oder 
einen sonstigen Rechtsbehelf unterbinden oder den 
Informationsempfänger von den Geheimhaltungsver-
pflichtungen dieser Vereinbarung befreien kann. Der 
Informationsempfänger wird mit dem Informationsge-
ber soweit erforderlich und zumutbar zusammenarbei-
ten und ihn unterstützen, um eine einstweilige Verfü-
gung oder einen sonstigen Rechtsbehelf zu erwirken. 
Der Informationsempfänger muss die vom Informati-
onsgeber so erlangten Schutzmaßnahmen befolgen 
und darf die Vertraulichen Informationen nur soweit 
offenlegen, wie deren Offenlegung rechtlich verpflich-
tend ist. 

Auf das jederzeit mögliche schriftliche Verlangen des 
Informationsgebers hat der Informationsempfänger 
bzw. hat der Informationsempfänger sicherzustellen, 
dass die Berechtigten Personen, soweit dies jeweils 
rechtlich zulässig ist, unverzüglich (i) die von oder auf 
Veranlassung des Informationsgebers in physischer 
Form dem Informationsempfänger zugänglich ge-
machten Vertraulichen Informationen, insbesondere 
Produktmuster, an den Informationsgeber zurückzu-
geben bzw. zurückgeben und im Übrigen (ii) die Ver-
traulichen Informationen zu vernichten bzw. vernich-
ten. Der Informationsempfänger darf eine Kopie der 
Vertraulichen Informationen, die ungeachtet des Ab-
laufs, der im nachfolgenden Absatz festgelegten Lauf-
zeit dauerhaft dieser Geheimhaltungsverpflichtung 
unterliegt, ausschließlich und nur insofern zurückhal-
ten, als dies zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus 
dieser Vereinbarung erforderlich ist. Zurückbehal-
tungsrechte nach § 273 BGB oder anderen Vorschrif-
ten sind ausgeschlossen. Der Informationsempfänger 
ist nicht verpflichtet, Vertrauliche Informationen in 
Form von automatisch im Rahmen von üblichen Infor-
mationstechnologieverfahren erstellten Computer-
Back-Up-Kopien zu löschen, vorausgesetzt, dass der 
Informationsempfänger von diesen Kopien keinen Ge-
brauch macht. 

Diese Geheimhaltungsverpflichtung besteht für einen 
Zeitraum von fünf (5) Jahren nach Erfüllung bzw. Be-
endigung des Vertrags fort. Für Vertrauliche Informa-
tionen, die nach anwendbarem Recht Geschäftsge-
heimnisse darstellen, bestehen die Geheimhaltungs-
verpflichtungen des Informationsempfängers so lange 
fort, bis diese Vertraulichen Informationen nicht mehr 
als Geschäftsgeheimnisse gelten. 

13 Datenschutz 

Definitionen. "Datenschutzregelungen" bezeichnet 
alle anwendbaren Regelungen zum Schutz Personen-
bezogener Daten, einschließlich der Verordnung (EU) 
2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung - 
"DSGVO").  
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"Personenbezogene Daten" sind alle Informatio-
nen, die sich auf eine identifizierte oder identifizier-
bare natürliche Person (im Folgenden "Betroffene 
Person") beziehen; als identifizierbar wird eine na-
türliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, 
insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie 
einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortda-
ten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder 
mehreren besonderen Merkmalen identifiziert werden 
kann, die Ausdruck der physischen, physiologischen, 
genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturel-
len oder sozialen Identität dieser natürlichen Person 
sind. Erfasst werden ferner auch Besondere Katego-
rien personenbezogener Daten.  

"Besondere Kategorien personenbezogener Da-
ten" sind Personenbezogene Daten, aus denen die 
rassische und ethnische Herkunft, politische Meinun-
gen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen 
oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, 
sowie die Verarbeitung von genetischen Daten, bio-
metrischen Daten zur eindeutigen Identifizierung ei-
ner natürlichen Person, Gesundheitsdaten oder Daten 
zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung ei-
ner natürlichen Person. 

"Verarbeitung" ist jeder mit oder ohne Hilfe auto-
matisierter Verfahren ausgeführter Vorgang oder jede 
solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit Perso-
nenbezogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen, 
die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die 
Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Ab-
fragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Über-
mittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Be-
reitstellung, den Abgleich oder die Verknüpfung, die 
Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung.  

Der Lieferant ist zur Einhaltung der Datenschutzrege-
lungen verpflichtet. Die Einhaltung umfasst insbeson-
dere die folgenden Verpflichtungen:  

(a)  Der Lieferant beachtet die Datenschutz-
grundsätze der Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach 
Treu und Glauben sowie Transparenz, Zweckbindung, 
Datenminimierung, Richtigkeit, Speicherbegrenzung 
sowie Integrität und Vertraulichkeit.  

(b)  Der Lieferant hat alle Rechte der Betroffenen 
Personen zu beachten, wie etwa das Recht auf Aus-
kunft zu Personenbezogenen Daten, das Recht auf Be-
richtigung, das Recht auf Löschung und das Recht auf 
Einschränkung der Verarbeitung und/oder das Recht 
auf Datenübertragbarkeit.  

(c)  Der Lieferant ist verpflichtet, unter Berück-
sichtigung des Stands der Technik, der Implementie-
rungskosten und der Art, des Umfangs, der Umstände 
und der Zwecke der Verarbeitung sowie der unter-
schiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere 
des Risikos für die Rechte und Freiheiten natürlicher 
Personen geeignete technische und organisatorische 
Maßnahmen zu treffen, um ein dem Risiko angemes-
senes Schutzniveau zu gewährleisten; diese Maßnah-
men schließen unter anderem Folgendes ein: (i) die 
Pseudonymisierung und Verschlüsselung Personenbe-
zogener Daten; (ii) die Fähigkeit, die Vertraulichkeit, 
Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit der Sys-
teme und Dienste im Zusammenhang mit der Verar-
beitung auf Dauer sicherzustellen; (iii) die Fähigkeit, 
die Verfügbarkeit der Personenbezogenen Daten und 
den Zugang zu ihnen bei einem physischen oder 

technischen Zwischenfall rasch wiederherzustellen; 
(iv) ein Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung, Be-
wertung und Evaluierung der Wirksamkeit der techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen zur Gewähr-
leistung der Sicherheit der Verarbeitung.  

(d)  Der Lieferant ist verpflichtet, die Daten-
schutzregelungen, insbesondere Art. 28 der DSGVO, 
zur Auftragsverarbeitung strikt einzuhalten. Verarbei-
tet der Lieferant Personenbezogene Daten von uns, so 
ist insbesondere eine Vereinbarung zur Auftragsverar-
beitung abzuschließen.  

(e)  Der Lieferant ist verpflichtet, die Daten-
schutzregelungen zum Datentransfer in Drittländer 
und/oder internationale Organisationen einzuhalten, 
insbesondere jedoch in Fällen des Drittlandbezugs, 
d.h. bei einem Datentransfer außerhalb der europäi-
schen Union und außerhalb des Europäischen Wirt-
schaftsraums, ein angemessenes Datenschutzniveau 
in dem Empfängerland zu gewährleisten. 

(f)  Der Lieferant ist verpflichtet, seine Mitarbei-
ter, welche mit der Verarbeitung von Personenbezo-
genen Daten betraut sind, auf die Einhaltung der da-
tenschutzrechtlichen Anforderungen nach der DSGVO 
und des Bundesdatenschutzgesetzes in der jeweils 
gültigen Fassung zu verpflichten. 

Sollten wir von einem Dritten in Anspruch genommen 
werden und ist dieser Anspruch auf eine – auch an-
gebliche – Verletzung der in Ziffer 13.2 genannten da-
tenschutzrechtlichen Verpflichtungen durch den Liefe-
ranten zurückzuführen, wird der Lieferant uns von al-
len etwaigen Ansprüchen freistellen sowie die ange-
messenen Kosten einer Rechtsverteidigung überneh-
men.  

14 Export- und Ausfuhrbestimmungen 

Liefern wir Waren eines Vertrages, der diesen AEB un-
terliegt, an einen Dritten, werden von uns alle an-
wendbaren nationalen und internationalen (Wieder-) 
Ausfuhrkontrollbestimmungen geprüft und eingehal-
ten. Der Lieferant ist verpflichtet, uns über etwaige 
Genehmigungspflichten bei (Re-)Exporten seiner Pro-
dukte und/oder Leistungen gemäß anwendbaren Aus-
fuhr- und Zollbestimmungen, insbesondere Deutsch-
lands, der Europäischen Union und USA, sowie den 
Ausfuhr- und Zollbestimmungen des Ursprungslandes 
seiner Produkte und Leistungen in seinen Geschäfts-
dokumenten, mindestens in seinem Angebot, der Auf-
tragsbestätigung, Lieferpapieren und der Rechnung, 
zu unterrichten. Hierbei gibt der Lieferant mindestens 
die Ausfuhrlistennummer bzw. Exportklassifizierungs-
nummer sowie weitere von uns angeforderte Informa-
tionen an. Der Lieferant bestätigt, dass weder er noch 
ein mit ihm Verbundenes Unternehmen auf einer 
Sanktionsliste der Vereinten Nationen, der Europäi-
schen Union, der USA oder des Landes seiner Nieder-
lassung genannt ist und er uns entsprechend über eine 
Änderung dieses Status unterrichtet. 

Wir sind nicht zur Erfüllung einer Vereinbarung ver-
pflichtet, wenn dies einen Verstoß gegen nationale 
oder internationale Außenhandels- oder Zollvorschrif-
ten darstellen würde. 

15 Compliance 

Der Lieferant wird immer in vollem Einklang mit allen 
anwendbaren Gesetzen, Verordnungen und sonstigen 
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Regeln, einschließlich, aber nicht nur, allen anwend-
baren Kartellgesetzen und Antikorruptionsgesetzen 
sowie Gesetzen zur Bekämpfung von Geldwäsche- und 
Terrorismusfinanzierung sowie Datenschutzgesetzen 
und den anwendbaren Gesetzen zum Schutz von Men-
schenrechten (zusammen die „Anwendbaren Ge-
setze“) handeln und wird, falls anwendbar, dafür sor-
gen, dass seine Mitarbeiter, Direktoren und leitenden 
Angestellten, Handelsvertreter und sonstige Dritte, 
die in seinem Namen oder/und Auftrag handeln (alle 
zusammen die „Repräsentanten“) sich ebenso an 
das obige halten. 

Unbeschadet des Vorgenannten wird der Lieferant in 
Zusammenhang mit der Erfüllung seiner Verpflichtun-
gen aus diesem Vertrag einem Amtsträger, einer poli-
tischen Partei oder internationalen Organisation, ei-
nem Krankenhaus, einem Arzt oder anderen Angehö-
rigen der Gesundheits-Fachkreise, einer Krankenver-
sicherung oder ähnlichen Organisation oder einem ih-
rer Mitarbeiter, einem Kunden oder sonstigen Dritten 
weder direkt noch indirekt eine Zahlung ein Geschenk, 
einen Beitrag oder sonstigen Vorteil (einschließlich, 
aber nicht nur, von Rückvergütungen, Schmiergeldern 
oder illegalen Rabatten) anbieten, versprechen oder 
gewähren, um Geschäft zu generieren oder zu behal-
ten, oder eine Zulassung, Erstattung, Erlaubnis, ein 
sonstiges Zugeständnis oder eine anderweitig bevor-
zugte Behandlung zu erhalten, und wird dafür sorgen, 
dass sich seine Repräsentanten ebenso daran halten. 

Der Lieferant wird sich an den Third-Party Code of 
Conduct/Verhaltenskodex für Geschäftspartner der 
Fresenius Kabi Gruppe (den „Code”) halten und dafür 
sorgen, dass seine Repräsentanten dies ebenso tun. 
Eine Kopie des derzeit geltenden Codes ist verfügbar 
im Internet unter https://www.fresenius-
kabi.com/de/documents/Verhaltenskodex_fuer_Ge-
schaeftspartner.pdf. Dieser Code ist Bestandteil die-
ses Vertrages. Auf unsere Anforderung wird der Liefe-
rant schriftlich bestätigen, dass er und seine Reprä-
sentanten sich an die jeweils geltende Fassung des 
Codes halten. 

Im Falle einer nicht unerheblichen Verletzung der 
Bestimmungen des Codes oder Anwendbarer Gesetze 
sind wir berechtigt, diesen Vertrag durch schriftliche 
Erklärung mit sofortiger Wirkung zu kündigen. 

Der Lieferant wird vollumfänglich kooperieren und uns 
sowie allen mit uns Verbundenen Unternehmen und 
allen von uns beauftragten Auditoren alle erschöpfen-
den Informationen und Dokumente zur Verfügung 
stellen, wenn und soweit uns oder ein mit uns Verbun-
denes Unternehmen oder ein von uns beauftragter Au-
ditor eine Überprüfung in Bezug auf die Compliance 
des Lieferanten mit dem Code und den Anwendbaren 
Gesetzen sowie auf die von dem Lieferanten zur Si-
cherstellung von Compliance ergriffenen und umge-
setzten Maßnahmen durchführt. Wir werden den Lie-
feranten mit angemessenem Vorlauf über beabsich-
tigte Audits informieren. Bei begründeten Bedenken 
hinsichtlich von Verletzungen Anwendbarer Gesetze, 
des Codes können wir ohne vorherige Ankündigung 
Prüfungen durchführen. 

Hat der Lieferant in Zusammenhang mit der Erfüllung 
seiner vertraglichen Verpflichtungen nachweislich mit 
einem oder mehreren anderen Unternehmen eine 
wettbewerbsbeschränkende Abrede getroffen oder 

Verhaltensweisen wettbewerbswidrig abgestimmt, hat 
er 10% der unter diesem Vertrag insgesamt in Rech-
nung gestellten Rechnungssumme als pauschalierten 
Schadensersatz an uns zu zahlen, es sei denn, dass 
ein Schaden in anderer Höhe nachgewiesen wird.

16 Menschen- und Umweltschutzrechte-
Klausel 

Der Lieferant wird Menschenrechte achten und die un-
ten definierten Umweltstandards in seinem Einfluss-
bereich etablieren und einhalten sowie nicht zu deren 
Verletzung beitragen oder eine solche verursachen. 
Der Lieferant wird alle Menschenrechts- und Umwelt-
aspekte achten, die im Code unter „Verantwortung für 
die Umwelt (Ziff. 5)“ und unter „Beschäftigungsstan-
dards, Menschenrechte“ (Ziff. 17)" aufgeführt sind, 
und stellt sicher, dass seine Repräsentanten diese 
achten und die anwendbaren Gesetze zu Menschen-
rechten und Umweltschutz einhalten (im Folgenden: 
„Menschen- und Umweltschutzrechte“). Der Lie-
ferant wird geeignete Maßnahmen ergreifen, um ein 
Managementsystem für Menschen- und Umwelt-
schutzrechte einzurichten, einen seiner Größe und sei-
nem Geschäfts- bzw. Risikoprofil angemessenen Sorg-
faltspflichten-Prozess für Menschen- und Umwelt-
schutzrechte zu etablieren und aufrechtzuerhalten, 
um menschenrechtliche und Umweltrisiken zu identi-
fizieren, zu vermeiden und zu mindern und um nega-
tive Auswirkungen auf Menschen- und Umweltschutz-
rechte in seinem eigenen Geschäftsbereich und in der 
Lieferkette zu adressieren. Der Lieferant wird die in 
dieser Klausel zu Menschen- und Umweltschutzrech-
ten beschriebenen Verpflichtungen in seiner Liefer-
kette umsetzen und seine Lieferanten dazu anhalten, 
diese bei der Erfüllung ihrer vertraglichen Verpflich-
tungen einzuhalten. 

Der Lieferant wird potenzielle oder tatsächliche nega-
tive Auswirkungen auf Menschen- und Umweltschutz-
rechte durch die Aktivitäten des Lieferanten identifi-
zieren, bewerten, melden und damit umgehen. Der 
Lieferant wird in vollem Umfang mit uns zusammen-
arbeiten und uns in unseren Bemühungen unterstüt-
zen, die Achtung der Menschen- und Umweltschutz-
rechte entlang der Lieferkette sicherzustellen. Der Lie-
ferant wird ferner seinen Mitarbeitenden die Möglich-
keit geben, sich über potenzielle oder tatsächliche ne-
gative Auswirkungen auf Menschen- und Umwelt-
schutzrechte zu beschweren sowie ihnen Zugang zum 
Beschwerdemechanismus von Fresenius Kabi erlau-
ben, und wird keine Vergeltungsmaßnahmen gegen 
Mitarbeitende ergreifen oder androhen, die diesen Be-
schwerdemechanismus nutzen. 

Im Falle von tatsächlichen oder potenziellen Verstößen 
gegen Menschen- und Umweltschutzrechte im eigenen 
Unternehmen oder in der Lieferkette wird der Lieferant 
uns über geeignete Maßnahmen informieren, die er-
griffen wurden, um die Ursachen für die negativen 
Auswirkungen auf Menschen- und Umweltschutz-
rechte anzugehen, zu beenden oder abzumildern. 
Wenn der Lieferant die oben genannten Risiken und 
Verstöße nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
verhindert oder beseitigt hat, können wir dem Liefe-
ranten unsere Unterstützung bei der Entwicklung und 
Umsetzung eines Aktionsplans anbieten, um die Risi-
ken und Verstöße gegen Menschen- und Umwelt-
schutzrechte zu beseitigen. Wenn nach unserer allei-
nigen Einschätzung die vom Lieferanten 



Fresenius Kabi - Allgemeine Einkaufsbedingungen | Seite 8 von 9

unternommenen Anstrengungen zur Verhinderung 
und Abmilderung von Verstößen gegen Menschen- 
und Umweltschutzrechte fortdauernd nicht wirksam 
bzw. nicht angemessen erscheinen, können wir diesen 
Vertrag so lange aussetzen, bis die Verstöße beseitigt 
sind. Im Falle schwerwiegender nachteiliger Auswir-
kungen auf Menschen- und Umweltschutzrechte, die 
der Lieferant nicht innerhalb angemessener Frist 
durch geeignete Maßnahmen adressiert hat, können 
wir diesen Vertrag kündigen. Im Falle schwerwiegen-
der Verletzungen von Menschen- und Umweltschutz-
rechten und/oder schwerwiegender tatsächlicher 
nachteiliger Auswirkungen, die darauf hindeuten, dass 
der Lieferant nicht bereit ist, diese angemessen anzu-
gehen und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, kön-
nen wir alle Geschäftsbeziehungen zwischen den Par-
teien beenden. Ein schwerwiegender Verstoß 
und/oder eine schwerwiegende nachteilige Auswir-
kung ist eine nachteilige Auswirkung auf Menschen- 
und Umweltschutzrechte, die aufgrund ihrer Art be-
sonders signifikant ist oder eine große Anzahl von Per-
sonen oder ein großes Gebiet der Umwelt betrifft, oder 
die irreversibel ist, oder die durch die Maßnahmen, die 
zur Wiederherstellung der vor der Auswirkung herr-
schenden Situation erforderlich sind, besonders 
schwer zu beheben ist. 

Der Lieferant wird uns auf Anfrage, die auf einem be-
gründeten Verdacht beruht, Informationen über Ein-
zelfälle im Zusammenhang mit negativen Auswirkun-
gen auf Menschen- und Umweltschutzrechte zur Ver-
fügung stellen, einschließlich, aber nicht beschränkt 
auf Informationen über seine Geschäftstätigkeit, sozi-
ale Belange und Umweltbelange. Um die Einhaltung 
dieser Klausel durch den Lieferanten zu überprüfen, 
können wir vom Lieferanten Informationen über des-
sen tatsächliche oder potenzielle negative Auswirkun-
gen auf Menschen- und Umweltschutzrechte anfor-
dern und einholen, um ein gemeinsames Verständnis 
der identifizierten Risiken zu schaffen und diese Infor-
mationen als Grundlage für weitere, abgestimmte 
Maßnahmen zu nutzen. Um tatsächliche oder potenzi-
elle negative Auswirkungen zu identifizieren oder die 
Wirksamkeit der umgesetzten Maßnahmen zu beurtei-
len, können wir (auf eigene Kosten) die Einhaltung der 
Menschen- und Umweltschutzrechte durch den Liefe-
ranten im Sinne dieser Klausel überprüfen. Wir wer-
den den Lieferanten mit angemessenem Vorlauf über 
beabsichtigte Audits informieren. Bei substantiierter 
Kenntnis von möglichen oder tatsächlichen schweren 
negativen Auswirkungen auf Menschen- und Umwelt-
schutzrechte können wir ohne vorherige Ankündigung 
Prüfungen durchführen. Der Lieferant wird mit uns 
und allen unseren bevollmächtigten Tochtergesell-
schaften oder in deren Auftrag handelnden Prüfern in 
Bezug auf den Prüfungsgegenstand umfassend koope-
rieren und schlüssige Unterlagen zur Verfügung stel-
len. 

Sollten wir von gerichtlichen Ansprüchen eines Dritten 
oder einer behördlichen Maßnahme in Bezug auf eine 
tatsächliche oder potenzielle Verletzung der Men-
schen- und Umweltschutzrechte im Zusammenhang 
mit der Geschäftstätigkeit des Lieferanten („Ansprü-
che Dritter") in Kenntnis gesetzt werden, wird der 
Lieferant uns und unsere Verbundenen Unternehmen 
sowie deren jeweilige leitende Angestellte, gesetzliche 
Vertreter und Mitarbeiter auf eigene Kosten 

verteidigen, entschädigen und von allen derartigen 
Ansprüchen Dritter freistellen. 

17 Mindestlohngesetz 

Der Lieferant bestätigt hiermit, die Vorschriften des 
Mindestlohngesetzes (Gesetz zur Regelung eines all-
gemeinen Mindestlohns) und die Regelungen des Ar-
beitnehmerentsendegesetzes (Gesetz über zwingende 
Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend ent-
sandte und für regelmäßig im Inland beschäftigte Ar-
beitnehmer) einzuhalten. 

Der Lieferant gewährleistet, dass er und die von ihm 
eingesetzten Subunternehmer die Vorschriften des 
Mindestlohngesetzes und die Regelungen des Arbeit-
nehmer-Entsendegesetzes einhalten. 

Der Lieferant stellt uns und die mit uns Verbundenen 
Unternehmen von allen Ansprüchen, die gegen uns 
oder unsere Verbundenen Unternehmen von Arbeit-
nehmern des Lieferanten, von Arbeitnehmern etwai-
ger eingesetzter Subunternehmer oder Dritter (z.B. 
Sozialversicherungsträger) aufgrund des Mindestlohn-
gesetzes oder des Arbeitnehmerentsendegesetzes er-
hoben werden frei und kommt für Schäden und Kos-
ten, einschließlich der notwendigen Rechtsverteidi-
gung auf, welche aus derartigen Streitigkeiten resul-
tieren, es sei denn der Lieferant hat die Rechtsverlet-
zung nicht zu vertreten. § 774 BGB bleibt unberührt. 

Der Lieferant wird uns und die mit uns Verbundenen 
Unternehmen bei der Abwehr von entsprechenden An-
sprüchen nach bestem Wissen und mit größtmöglicher 
Sorgfalt unterstützen und uns insbesondere die hierfür 
erforderlichen Informationen und Dokumente zur Ver-
fügung stellen. 

Der Lieferant verpflichtet sich, bei begründetem Ver-
dacht auf einen Verstoß gegen Vorschriften des Min-
destlohngesetzes und des Arbeitnehmerentsendege-
setzes auf Aufforderung hin Aufzeichnungen über Ar-
beitsentgelte (Dokumente nach § 17 MiLoG) für durch 
seine zur Durchführung des Vertrages eingesetzten 
Mitarbeiter abgeleistete Arbeitsstunden unverzüglich 
vorzulegen. Der Lieferant wird auch etwaige von ihm 
eingesetzte Subunternehmer hierzu verpflichten. Die 
Vorschriften des BDSG sowie ggf. weiterer anwendba-
rer Datenschutzbestimmungen bleiben unberührt. 

Jeder Verstoß durch den Lieferanten oder seiner ein-
gesetzten Subunternehmer gegen die gesetzlichen 
Vorschriften des Mindestlohngesetzes und des Arbeit-
nehmerentsendegesetzes, der für sich genommen 
oder durch seine wiederholte Begehung geeignet ist, 
Ansprüche von Arbeitnehmern des Lieferanten oder 
seiner eingesetzten Subunternehmer gegen uns zu 
begründen oder geeignet ist, um gegen uns ein Ord-
nungswidrigkeitsverfahren einzuleiten, berechtigt uns 
den Vertrag außerordentlich fristlos zu kündigen oder 
von diesem ohne Fristsetzung zurückzutreten. 

18 Abtretungen 

Einer Forderungsabtretung durch den Lieferanten wird 
nur zugestimmt, wenn der Neugläubiger uns von einer 
Inanspruchnahme im Falle einer irrtümlichen Zahlung 
an den Altgläubiger freistellt. Dies gilt nicht für Geld-
forderungen im Sinne von § 354a HGB. 
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19 Rechtswahl und Gerichtsstand 

Für die AEB und die Rechtsbeziehungen zwischen uns 
und dem Lieferanten gilt das Recht der Bundesrepub-
lik Deutschland. Die Anwendung des UN-Kaufrechts 
und des Kollisionsrechts ist ausgeschlossen. 

Soweit der Lieferant Kaufmann i. S. d. Handelsgesetz-
buchs, juristische Person des öffentlichen Rechts oder 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist, ist Frank-
furt am Main ausschließlicher – auch internationaler – 
Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis 
unmittelbar oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten. 

20 Schlussbestimmungen 

Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Liefe-
ranten in Bezug auf den Vertrag (z.B. Fristsetzung, 
Mahnung, Rücktritt) sind in Schrift- oder Textform 
(z.B. Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche 
Formvorschriften und weitere Nachweise, insbeson-
dere bei Zweifeln über die Legitimation des Erklären-
den, bleiben unberührt. 

Änderungen und Ergänzungen dieser AEB einschließ-
lich dieser Bestimmung bedürfen der Schriftform, so-
weit nicht gesetzlich eine strengere Form zwingend 
vorgeschrieben ist. 

Sollte eine Bestimmung in diesen AEB oder eine Be-
stimmung im Rahmen sonstiger Vereinbarungen un-
wirksam sein oder werden, so wird hiervon die Wirk-
samkeit aller sonstigen Bestimmungen oder Vereinba-
rungen nicht berührt. Die Parteien verpflichten sich, 
an Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Be-
stimmung eine wirksame Bestimmung zu vereinbaren, 
die dem Sinn und Zweck der unwirksamen oder un-
durchführbaren Regelung rechtlich und wirtschaftlich 
möglichst nahekommt. Das gleiche gilt im Falle einer 
Lücke. 


